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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden Ausschuss für 
Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende Vorschläge in 
seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. begrüßt die Mitteilung der Kommission über den Aktionsplan für elektronische 
Gesundheitsdienste 2012–2020 und ist der Auffassung, dass den einzelstaatlichen, 
regionalen und lokalen Einrichtungen damit wichtige Leitlinien an die Hand gegeben 
werden, in denen dargelegt ist, wie die Gesundheitssysteme in der Europäischen Union 
auf die heutigen Probleme ausgerichtet werden können, darunter die Alterung der 
Bevölkerung, die Ausbreitung chronischer Krankheiten, die steigende Nachfrage nach 
hochwertigen Pflegeleistungen und spezifischen Dienstleistungen, die Notwendigkeit 
einer effizienteren Nutzung immer knapper werdender Ressourcen, die erforderliche 
Eindämmung der Bürokratie und der Korruption sowie die Schaffung eines stabilen 
Marktes zur Förderung von Innovationen; 

2. ist der Ansicht, dass elektronische Gesundheitsdienste eine herausragende Möglichkeit 
dafür bieten, Leistungen im Gesundheitswesen für alle EU-Bürger leichter zugänglich zu 
machen, ungeachtet ihres Aufenthaltsortes, ihrer Staatsangehörigkeit, ihres Einkommens 
oder sozialen Status, einer Behinderung oder des Alters; hebt hervor, dass die 
Gesundheitskompetenz von Patienten, die digitalen Fertigkeiten von Patienten und 
medizinischem Personal, der Breitbandzugang sowie nutzerfreundliche IKT-Instrumente 
im Bereich der elektronischen Gesundheitsdienste wichtig sind, um den sozialen und 
territorialen Zusammenhalt zu stärken, Ungleichheiten im Gesundheitswesen 
auszuräumen und den Zugang zu Gesundheitsvorsorgeleistungen und medizinischen 
Beratungsdiensten in entlegenen, dünn besiedelten oder in sonstiger Weise benachteiligten 
Regionen sicherzustellen; ist der Auffassung, dass den lokalen und regionalen Stellen bei 
der Verbreitung von Informationen, bei der Sensibilisierung der Öffentlichkeit, bei der 
Konzeption von Weiterbildungsangeboten, die den Bedürfnissen der örtlichen 
Bevölkerung entsprechen, und bei der Einbindung von Organisationen der 
Zivilgesellschaft und von Freiwilligen ein hoher Stellenwert zukommt;

3. stellt fest, dass die Gesundheitspolitik in zahlreichen Mitgliedstaaten in unterschiedlichem 
Maße in die Zuständigkeit der regionalen und lokalen Behörden fällt, und begrüßt deren 
aktive Beteiligung an der Ausarbeitung und Umsetzung des Projekts für elektronische 
Gesundheitsdienste; fordert, dass die Rolle der regionalen und lokalen Behörden bei der 
Entwicklung einer Infrastruktur für elektronische Gesundheitsdienste ausgebaut wird; ist 
der Auffassung, dass eine gut funktionierende Politikgestaltung auf mehreren Ebenen eine 
Voraussetzung für die erfolgreiche Einrichtung und Umsetzung elektronischer 
Gesundheitsdienste ist;

4. hebt hervor, dass die Organisation der Gesundheitsversorgung in die Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten fällt; fordert die Kommission dennoch auf, bei der Koordinierung der 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten und der Förderung der Zusammenarbeit, bei der Klärung 
der Bedingungen und der Ermittlung gemeinsamer Hindernisse für die grenzübergreifende 
Gesundheitsversorgung sowie bei der Bewertung der Effizienz bestehender Anwendungen 
der elektronischen Gesundheitsdienste mit dem Ziel, den Austausch bewährter Verfahren 
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auf EU-Ebene zu fördern, aktiver tätig zu werden;

5. bringt sein tiefes Bedauern über die vorgeschlagenen Kürzungen bei der Fazilität 
„Connecting Europe“ im Bereich Breitbandnetze und digitale Dienste zum Ausdruck, 
insbesondere vor dem Hintergrund der gegenwärtigen Krise der Wettbewerbsfähigkeit der 
Union; äußert die Hoffnung, dass die Mittelausstattung in diesem Bereich im Rahmen von 
„Horizont 2020“ beibehalten wird; legt den lokalen und regionalen Behörden nahe, die 
EU-Fonds für die Finanzierung elektronischer Gesundheitsdienste in Anspruch zu 
nehmen.


